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Beschlußempfehlung und Bericht 

des Wahlprüfungsausschusses 


zu dem gegen die Gültigkeit der Erweiterung des 1 1 . Deutschen Bundestages 
gemäß Artikel 42 des Einigungsvertrages eingegangenen Wahleinspruch 


A. Problem 

Gemäß Artikel 41 Abs. 1 Satz 2 des Grundgesetzes ist die Wahl- 
prüfung Sache des Deutschen Bundestages. Dieser hat auf der 
Grundlage der Bestimmungen des Wahlprüfungsgesetzes (WPG) 
nach Vorprüfung durch den Wahlprüfungsausschuß über Einsprü- 
che zur Gültigkeit der Wahl zum Deutschen Bundestag sowie über 
Einsprüche zur Gültigkeit eines Mandatserwerbs im Laufe einer 
Wahlperiode Beschluß zu fassen. 

Es ist über einen Wahleinspruch gegen die Entsendung von 144 
stimmberechtigten Abgeordneten aus der Volkskammer in den 
11. Deutschen Bundestag zu entscheiden. 


B. Lösung 

Zurückweisung des Wahleinspruchs wegen offensichthcher Unbe- 
gründetheit im Sinne des § 6 Abs. la Nr. 3 WPG. 


C. Alternativen 

Zurückweisung wegen Unzulässigkeit 


D. Kosten 
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Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

die aus der Anlage 1 ersichtliche Entscheidung zu treffen. 

Bonn, den 25. Oktober 1990 

Der Wahlprüfungsausschuß 

Buschhorn Wiefelspütz 

Stellv. Vorsitzender Berichterstatter 


2 



Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 


Drucksache 11/8284 


Anlage 1 


Beschluß 


In der Wahlanfechtungssache — Az.: WP 48/87 — 

des Herrn Werner K. Kannenberg, 
wohnhaft: Rheinallee 73, 6500 Mainz, 


gegen die Gültigkeit der Erweiterung 
des 11. Deutschen Bundestages 
am 3. Oktober 1990 gemäß Artikel 42 
des Einigungsvertrages (BGBL 1990 II S. 885 [904]) 


hat der Deutsche Bundestag in seiner . . . Sitzung 
am beschlossen: 


Der Wahleinspruch wird zurückgewiesen. 


Tatbestand 

1. Mit seinem Schreiben vom 13. Oktober 1990 an den Deutschen Bundestag 
— Wahlprüfungsausschuß — hat der Einspruchsführer Einspruch gegen die Gül- 
tigkeit der Erweiterung des 11. Deutschen Bundestages durch die Entsendung 
von 144 Abgeordneten aus der Volkskammer der ehemahgen Deutschen Demo- 
kratischen Republik eingelegt. 

Zur Begründung seines Einspruchs hat der Einspruchsführer vorgetragen, er 
bezweifele die Verfassungsmäßigkeit des Artikels 42 des Einigungsvertrages. 
Durch diese Vorschrift habe der Deutsche Bundestag mit Wirkung für die lau- 
fende Wahlperiode seine Zusammensetzung verändert. Ob die vertragschließen- 
den Parteien des Einigungsvertrages die getroffenen Regelungen für notwendig 
hielten, sei insoweit nicht maßgeblich, als sich die Verfassungsmäßigkeit der 
getroffenen Regelung nicht nach dem Dafürhalten der Vertragsparteien richten 
könne. Als Beleg dafür sei beispielsweise an die Entscheidung des Bundesver- 
fassungsgerichts zum Verfahren bei der ersten gesamtdeutschen Wahl zum Deut- 
schen Bundestag zu erinnern. Die Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts 
zum Einigungsvertrag habe außerdem lediglich die Frage, ob der völkerrechtli- 
che Vertrag mit einer Verfassungsänderung verbunden werden dürfe, betroffen, 
nicht die Verfassungsmäßigkeit der übrigen Vorschriften des Einigungsvertra- 
ges. Die bloße Ähnlichkeit des Verfahrens der Eingliederung des Saarlandes 
1956 verbürge noch nicht die Verfassungsmäßigkeit des Vorgehens. Ins Leere 
gehe ein Verweis auf die mittelbare Wahl der Berliner Abgeordneten, da diese 
Abgeordneten nicht das Stimmrecht im Deutschen Bundestag besessen hätten. 

Der Einspruchsführer hat in seinem Schreiben vom 13. Oktober 1990 auf sein 
Schreiben vom 4. Oktober 1990 an das Präsidium des Deutschen Bundestages 
Bezug genommen. In diesem Schreiben hatte der Einspruchsführer vorgetragen, 
mit der Aufnahme von Abgeordneten der ehemaligen Volkskammer als stimm- 
berechtigte Mitglieder in den Deutschen Bundestag sehe er sich der Gefahr aus- 
gesetzt, von einem Bundestag regiert zu werden, der nicht verfassungsgemäß 
zusammengesetzt sei. Er erwäge deshalb Verfassungsbeschwerden gegen die 
Wirksamkeit jeden Aktes dieses Bundestages mit Auswirkung. Die Gründe für 
eine nicht verfassungsgemäße Zusammensetzung des Deutschen Bundestages 
seit dem Beitritt der Deutschen Demokratischen Republik zur Bundesrepublik 
Deutschland lägen in einer Verletzung der folgenden Verfassungsgrundsätze: 

Die dem demokratischen Gedanken zugrundeliegende Mitwirkung des Volkes 
an der Entscheidungsfindung im Staate erfolge durch Wahlen. Da aber der Zeit- 
raum zwischen den Wahlen zum Deutschen Bundestag vier Jahre betrage und in 
dieser Zeit die Mitwirkung des Bürgers nur indirekten Einfluß auf die Entschei- 
dungsträger und Repräsentanten des Volkes im Deutschen Bundestag haben 
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könne, komme den Wahlen eine für die Demokratie überragende Bedeutung zu. 
Die Zusammensetzung des Deutschen Bundestages werde nur über die Wahlen 
kontrolliert. 

Der Deutsche Bundestag habe nicht das Recht, seine Zusammensetzung durch 
Beschluß oder Gesetz zu verändern. Selbst ein Auflösungsrecht werde dem Deut- 
schen Bundestag nicht zuerkannt. Sogar eine Änderung der Verfassung mit dem 
Ziel der Veränderung der Zusammensetzung des Deutschen Bundestages könne 
erst für den aus den nächsten Wahlen hervorgehenden Deutschen Bundestag 
wirksam werden. Durch dieses Regelungsgefüge werde eine durchgehende Le- 
gitimation der Tätigkeit des Deutschen Bundestages durch das Volk sicherge- 
stellt. 

Die Aufnahme der Abgeordneten der Volkskammer stelle eine vom Wählerwillen 
unabhängige Veränderung der Zusammensetzung des Deutschen Bundestages 
dar und widerspreche dem demokratischen Prinzip. Dieses Vorgehen sei auch 
nicht von untergeordneter Bedeutung, weil etwa baldige gesamtdeutsche verfas- 
sungsmäßige Wahlen in Aussicht stünden, so daß der rechtlich bedenkliche 
Zustand nur für eine Übergangszeit bestehen werde. Einerseits aber werde der 
Deutsche Bundestag in dieser Zeit ganz maßgebhche Entscheidungen für die 
Bundesrepublik Deutschland zu treffen haben. Andererseits rüttele das Vorge- 
hen an der Grundlage der Demokratie im Staate, nämlich an der Garantie kor- 
rekter Beteiligung des Bürgers im Staate durch Wahlen. 

Die Aufnahme der Abgeordneten der Volkskammer in den Deutschen Bundestag 
widerspreche auch dem Grundsatz der Gleichheit der Wahl, denn die zur Volks- 
kammer gewählten Abgeordneten würden nicht nach dem Bundeswahlgesetz 
gewählt und hätten von ihren Wählern nicht das Mandat zur Gewaltausübung 
über Bürger der Bundesrepublik Deutschland erhalten können. 

Mit der Aufnahme von Abgeordneten der Volkskammer trete der Deutsche Bun- 
destag partiell Kompetenzen ab, denn er gestatte die stimmberechtigte Teil- 
nahme Dritter an seinen Entschließungen und Beschlüssen. 

Mit der Aufnahme von Abgeordneten der Volkskammer in den Deutschen Bun- 
destag sei dieser nicht mehr verfassungsgemäß zusammengesetzt, so daß jeder 
weitere Akt des Deutschen Bundestages, der auch Gewalt über die Bürger der 
Bundesrepublik Deutschland ausübe, und an dem Abgeordnete der ehemaligen 
Volkskammer der DDR mitwirkten, formell verfassungswidrig sei und die Bürger 
somit unzulässig in allen jenen Freiheitsgrundrechten beschränke, die von den 
jeweiligen Akten des Deutschen Bundestages betroffen seien. 

2. Der 11. Deutsche Bundestag ist am 25. Januar 1987 gewählt worden. Gewählt 
wurden insgesamt 519 Abgeordnete. Uneingeschränkt stimmberechtigt waren 
indes lediglich 497 Mitglieder des Deutschen Bundestages. Die vom Abgeordne- 
tenhaus von Berlin gewählten 22 Abgeordneten waren im Deutschen Bundestag 
zunächst nicht voll stimmberechtigt. Seit dem 21. Juni 1990 (BT-PlPr 11/217, 
S. 17139) sind sie uneingeschränkt stimmberechtigte Mitglieder des Deutschen 
Bundestages. 

Die Volkskammer der Deutschen Demokratischen Republik hat am 28. Septem- 
ber 1990 gemäß Artikel 42 des Einigungsvertrages vom 31. August 1990 zwi- 
schen der Bundesrepublik Deutschland und der Deutschen Demokratischen Re- 
pubhk über die Herstellung der Einheit Deutschlands — Einigungsvertrag — 
(BGBl. 1990 II S. 885, 904) 144 Abgeordnete zur Entsendung in den 11. Deutschen 
Bundestag gewählt. Diese 144 Abgeordneten sind mit Wirkung des Beitritts der 
Deutschen Demokratischen Republik zur Bundesrepubhk Deutschland am 3. Ok- 
tober 1990 Mitglieder des Deutschen Bundestages geworden. 

Seine erste Sitzung in der erweiterten Zusammensetzung hat der Deutsche Bun- 
destag am 4. Oktober 1990 in Berlin durchgeführt. Seither haben auch die von der 
Volkskammer entsandten Abgeordneten an den Abstimmungen des Deutschen 
Bundestages gleichberechtigt teilgenommen. 

Artikel 42 des Einigungsvertrages lautet auszugsweise: 

„(1) Vor dem Wirksamwerden des Beitritts der Deutschen Demokratischen 
Republik wählt die Volkskammer auf der Grundlage ihrer Zusammensetzung 
144 Abgeordnete zur Entsendung in den 11. Deutschen Bundestag sowie eine 
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ausreichende Anzahl von Ersatzpersonen. Entsprechende Vorschläge machen 
die in der Volkskammer vertretenen Fraktionen und Gruppen. 

(2) Die Gewählten erwerben die Mitgliedschaft im 11. Deutschen Bundestag 
aufgrund der Annahmeerklärung gegenüber dem Präsidenten der Volkskam- 
mer, jedoch erst mit Wirksamwerden des Beitritts. Der Präsident der Volkskam- 
mer übermittelt das Ergebnis der Wahl unter Beifügung der Annahmeerklä- 
rung unverzüglich dem Präsidenten des Deutschen Bundestages. 

(3) Für die Wählbarkeit und den Verlust der Mitgliedschaft im 11. Deutschen 
Bundestag gelten im übrigen die Bestimmungen des Bundeswahlgeset- 
zes . . .'' 

Dieser Vorschrift hat der Deutsche Bundestag in Artikel 1 des Gesetzes zu dem 
Vertrag vom 31. August 1990 zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der 
Deutschen Demokratischen Republik über die Herstellung der Einheit Deut- 
schlands — Einigungsvertragsgesetz — und der Vereinbarung vom 18. Septem- 
ber 1990 (BGBl. 1990 II S. 885) zugestimmt. 

3 . Der Wahlprüfungsausschuß hat nach Prüfung der Sach- und Rechtslage beschlos- 
sen, gemäß § 6 Abs. la Nr. 3 des Wahlprüfungsgesetzes (WPG) von der Anbe- 
raumung einer öffentlichen mündlichen Verhandlung Abstand zu nehmen. 


5 



Drucksache 11/8284 


Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 


Entscheidungsgründe 

Der Einspruch ist form- und fristgerecht beim Deut- 
schen Bundestag eingegangen. Es kann hier dahin- 
stehen, ob der Antrag zulässig ist. Jedenfalls ist er 
offensichtlich unbegründet. 

Der Einspruchsführer trägt vor, er sei durch eine nicht 
ordnungsgemäße Zusammensetzung des 11. Deut- 
schen Bundestages beschwert. Zur rechtlichen Über- 
prüfung von Behauptungen, der Deutsche Bundestag 
entspreche in seiner Mitgliedschaft nicht den gesetz- 
lichen Voraussetzungen, stellt Artikel 41 des Grund- 
gesetzes das Wahlprüfungsverfahren zur Verfügung, 
das durch das Ausführungsgesetz zu Artikel 41 GG, 
nämlich das Wahlprüfungsgesetz vom 12. März 1951 
(BGBl. 1951 1 S. 166, zuletzt geändert am 24. Juni 
1975, BGBl. 1 S, 1593), an strenge Verfahrensvor- 
schriften gebunden ist. 

Die Zulässigkeit des Wahleinspruchs setzt voraus, daß 
§ 2 Abs. 5 WPG auf den Fall der Erweiterung des 
Deutschen Bundestages infolge eines Beitritts von 
Teilen Deutschlands zur Bundesrepublik Deutschland 
anzuwenden ist. Nach § 2 Abs. 5 WPG ist ein Ein- 
spruch „beim späteren Erwerb der Mitgliedschaft'' 
zulässig. 

Gegen die Auslegung dieser Vorschrift, daß auch eine 
beitrittsbedingte Erweiterung des Deutschen Bundes- 
tages zur Zulässigkeit eines Wahleinspruches gegen 
die Entsendung zusätzlicher Mitglieder des Deut- 
schen Bundestages führe, spricht, daß die Formulie- 
rung auf den Wechsel einzelner Mandatsträger bezo- 
gen scheint, indes nicht auf einen Mandatserwerb ei- 
ner geschlossenen Gruppe von Abgeordneten im 
Laufe einer Wahlperiode. Als Beispiele für die An- 
wendung von § 2 Abs, 5 WPG werden deshalb in der 
Kommentarliteratur die Fälle der Nachwahl (§ 43 
BWG), der Wiederholungswahl (§ 44 BWG) sowie der 
Ersatzwahl oder Ersatzberufung aus der Liste (§48 
BWG) aufgezählt (vgl. Karl-Heinz Seifert, Bundes- 
wahlrecht, 3. Auflage, München 1976, S. 383). Falls 
nur diese Fälle von § 2 Abs. 5 WPG erfaßt sind, wäre 
der vorliegende Wahleinspruch angesichts des streng 
formalisierten Wahlprüfungsverfahrens unzulässig. 

Dem gegenüber spricht für die Zulässigkeit des Ein- 
spruchs, daß auch die gruppenweise Erweiterung des 
Deutschen Bundestages der Sache nach für die einzel- 
nen Gruppenmitglieder einen späteren Erwerb der 
Mitgliedschaft im Deutschen Bundestag während ei- 
ner Wahlperiode darstellt. Vorausgesetzt wird dabei, 
daß Artikel 42 des Einigungsvertrages in Verbindung 
mit Artikel 1 des Einigungsvertragsgesetzes als eine 
im Wahlverfahren anzuwendende und im Wahlprü- 
fungsverfahren überprüfbare Wahlrechtsvorschrift zu 
behandeln ist. Für die Zulässigkeit des Wahlein- 
spruchs infolge der beitrittsbedingten Erweiterung 
der Mitgliederzahl des 11. Deutschen Bundestages 
spricht zudem, daß dem Einspruchsführer möglicher- 
weise sonst kein Rechtsmittel gegen die Rechtslage 
zustünde. Das Bundesverfassungsgericht hat nämlich 
noch im Jahre 1986 entschieden, daß in Wahlangele- 
genheiten eine Verfassungsbeschwerde unzulässig 
sei, weil „Entscheidungen und Maßnahmen, die sich 
unmittelbar auf das Wahlverfahren beziehen, nur mit 
den in den Wahl Vorschriften vorgesehenen Rechtsbe- 


helfen und im Wahlprüfungsverfahren angefochten 
werden können" (BVerfGE 74, 96 [101] mit weiteren 
Nachweisen). Das Bundesverfassungsgericht hat frei- 
lich in seinem Urteil vom 29. September 1990 (— BvE 
1/90, 3/90, 4/90 — BvR 1247/90 — ) auch Verfassungs- 
beschwerden gegen Vorschriften des Bundeswahlge- 
setzes, die auf dem Vertrag vom 3. August 1990 zur 
Vorbereitung und Durchführung der ersten gesamt- 
deutschen Wahl des Deutschen Bundestages zwi- 
schen der Bundesrepublik Deutschland und der Deut- 
schen Demokratischen Republik (BGBl. 1990 II S. 813) 
beruhten, ohne nähere Begründung für zulässig er- 
klärt. Die 3. Kammer des Zweiten Senats des Bundes- 
verfassungsgerichts hat außerdem in einem einstim- 
migen Beschluß vom 5. September 1990 (— 2 BvR 
1150/90 — ) festgestellt, der Einigungsvertrag sei 
„kein tauglicher Gegenstand einer Verfassungsbe- 
schwerde"; eine Verfassungsbeschwerde könne erst 
erhoben werden, wenn und soweit den Beschwerde- 
führer „ein Zustimmungsgesetz selbst, unmittelbar 
und gegenwärtig beschwert". 

Der Wahleinspruch ist jedenfalls offensichtlich unbe- 
gründet. 

Ein Verstoß gegen Wahlrechtsvorschriften im Sinne 
des Wahlprüfungsrechts wegen der erweiterten Zu- 
sammensetzung des 11. Deutschen Bundestages nach 
dem Beitritt der Deutschen Demokratischen Republik 
zur Bundesrepublik Deutschland liegt nicht vor. 

Artikel 42 des Einigungsvertrages in Verbindung mit 
Artikel 1 des Einigungsvertragsgesetzes stellt eine 
verfassungskonforme Rechtsgrundlage für die Erwei- 
terung des 11. Deutschen Bundestages um 144 von 
der Volkskammer gewählte Abgeordnete dar. 

Die Erweiterung der Mitgliederzahl des Deutschen 
Bundestages während der laufenden Wahlperiode in- 
folge des Beitritts anderer Teile Deutschlands zur 
Bundesrepublik Deutschland auf der Grundlage von 
Artikel 23 Satz 2 des Grundgesetzes in seiner ur- 
sprünglichen Fassung führt nicht zu einer verfas- 
sungswidrigen Veränderung der Zusammensetzung 
des Parlamentes während dessen Amtszeit durch ei- 
genen Beschluß. Es handelt sich vielmehr um eine 
verfassungsrechtlich gebotene Ausdehnung auf Re- 
präsentanten der Gebiete, die der Bundesrepublik 
Deutschland zwischenzeitlich beigetreten sind. Jedes 
Land der Bundesrepublik Deutschland besitzt einen 
Anspruch auf Vertretung im Zentralparlament. Ange- 
sichts des bevorstehenden Endes der laufenden Wahl- 
periode stellt eine Erweiterung des Deutschen Bun- 
destages durch unmittelbare Wahl eine zweckmäßige 
Annäherung an den verfassungsrechtlich gebotenen 
Zustand dar, der bereits erreicht gewesen wäre, wenn 
die wahlberechtigten Bürger der bei tretenden Teile 
Deutschlands schon zum Zeitpunkt der Bundestags- 
wahl hätten wählen können, und der bei der nächsten 
Bundestagswahl auch erreicht werden wird. Das Bun- 
desverfassungsgericht hat zweckmäßige Annäherun- 
gen an die vom Grundgesetz erstrebte Einheit 
Deutschlands in einem souveränen Staat in ständiger 
Rechtsprechung gebilligt (seit BVerfGE 4, 157, 169f.). 
Es hat schließlich in seinem Beschluß vom 18. Septem- 
ber 1990 zum Antrag der Abgeordneten Dr. Czaja 
u. a. auf Feststellung der Verletzung von Mitwir- 
kungsrechten bei der Beratung und Abstimmung des 
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Einigungsvertrages (— 2 BvE 2/90 — ) festgestellt, daß 
,die Bundesregierung die Kompetenz hatte, die „bei- 
trittsbedingten Änderungen des Grundgesetzes" (Ar- 
tikel 4 des Einigungsvertrages) in den Einigungsver- 
trag einzubeziehen', und ferner, daß „der Bundestag 
demgemäß hierüber in Form eines Zustimmungsge- 
setzes nach Artikel 59 Abs. 2 GG unter Beachtung des 
Artikels 79 Abs. 2 GG zu befinden hat". Diese Fest- 
stellung über die Kompetenzlage trifft gleichermaßen 
auf die Entsendung von 144 durch die Volkskammer 
in den 11. Deutschen Bundestag gewählten Abgeord- 
neten zu (Artikel 42 Einigungsvertrag), die eine bei- 
trittsbedingte Änderung der Rechtsvorschriften über 
die ordnungsgemäße Zusammensetzung des Deut- 
schen Bundestages vom Beitrittstermin an bis zum 
Ende der laufenden 11. Wahlperiode darstellt. Diese 
Feststellung des Bundesverfassungsgerichts belegt 
auch die Zuständigkeit des 11. Deutschen Bundesta- 
ges für den Beschluß über die Erweiterung seiner ei- 
genen Mitgliedschaft durch ein Entsendungsverfah- 
ren mit mittelbarer Wahl. 

Die mittelbare Wahl der 144 Abgeordneten durch die 
Volkskammer ist ebenfalls nicht verfassungswidrig. 
Es handelt sich zwar um eine Abweichung von den 
Vorschriften und Grundsätzen des Artikels 38 GG. 
Diese Abweichungen sind aber unausweichlich be- 
dingt durch die Schritte, die zur Herstellung der Deut- 
schen Einheit erforderlich sind. Dieses Verfahren zum 
Mandatserwerb gilt auch nur ein einziges Mal. Es ist 
für Wahlbewerber aus den Ländern Mecklenburg- 
Vorpommern, Brandenburg, Sachsen-Anhalt, Sach- 
sen, Thüringen und dem Ostteil Berlins nicht wieder- 
holbar. Schon bei der Wahl zum 12. Deutschen Bun- 
destag wird die Bevölkerung in den genannten Län- 
dern ihre Abgeordneten zum Deutschen Bundestag 
unmittelbar wählen. Diese Rechtslage ist für den 
Deutschen Bundestag auch nicht ungewöhnlich. In- 
folge der Teilung Deutschlands mußte er schon in 
zwei Fällen die mittelbare Wahl von Mitgliedern des 
Deutschen Bundestages hinnehmen. Infolge der Vor- 
behaltsrechte der Alliierten wurden die Berliner Ab- 
geordneten zu den bisherigen Bundestagen mittelbar 
vom Abgeordnetenhaus von Berlin gewählt (§ 53 
BWG a. F.), wenn auch mit der nur bis zum 21. Juni 
1990 geltenden Rechtsfolge, daß diese Abgeordneten 
im Deutschen Bundestag nicht voll stimmberechtigt 
waren. Vergleichbar mit der Erweiterung des 
11. Deutschen Bundestages infolge des Beitritts der 
Länder in der ehemaligen Deutschen Demokratischen 
Republik ist die Erweiterung des 2. Deutschen Bundes- 
tages bei der Eingliederung des Saarlandes im Jahr 
1956. Auch damals wurden vom saarländischen Land- 
tag zehn Abgeordnete zusätzlich während der laufen- 
den Wahlperiode in den Deutschen Bundestag ent- 
sandt; diese zehn Abgeordneten besaßen im Deutschen 
Bundestag von Anfang an ein volles Stimmrecht (siehe 
§ 2 des Gesetzes über die Eingliederung des Saarlan- 
des vom 23. Dezember 1956, BGBL 1956 I S. 1011). 

Schließlich ist das volle Stimmrecht der in den Deut- 
schen Bundestag entsandten 144 Abgeordneten nicht 
auf verfassungswidrige Weise erlangt. Insoweit ergibt 
sich zwingend aus Artikel 38 des Grundgesetzes, weil 
Beschränkungen infolge von Bedingungen des Bei- 
tritts zur Bundesrepublik Deutschland in diesem Zu- 
sammenhang nicht bestehen, daß die neuen Bundes- 


tagsabgeordneten gleiche Rechte wie die bisherigen 
Mandatsträger erhalten müssen. Diese Gleichbe- 
handlung wurde nicht nur den zehn saarländischen 
Abgeordneten zu Teil, sondern in der 11. Wahlpe- 
riode auch allen Berliner Abgeordneten, als im Hin- 
blick auf deren Stimmrecht die alliierten Vorbehalts- 
rechte entfielen. Die beigetretenen Teile Deutsch- 
lands sind voll berechtigte Mitglieder der Bundesre- 
publik Deutschland und infolge dessen zur repräsen- 
tativen Vertretung im Deutschen Bundestag berech- 
tigt. Ihre Repräsentanten haben angesichts des forma- 
lisierten Gleichheitssatzes des Parlamentsrechtes An- 
spruch auf die gleichen Rechte wie die ursprünglich 
gewählten Abgeordneten des 11. Deutschen Bundes- 
tages. Die Beschlüsse des 11. Deutschen Bundesta- 
ges, insbesondere die Verabschiedung von Gesetzen, 
sind demzufolge wegen seiner erweiterten Mitglied- 
schaft auch nach dem Beitritt der Deutschen Demo- 
kratischen Republik zur Bundesrepublik Deutschland 
verfassungsrechtlich nicht zu beanstanden. Artikel 42 
des Einigungsvertrages in Verbindung mit Artikel 1 
des Zustimmungsgesetzes haben nämlich in rechtlich 
unbedenklicher Weise die Repräsentation des gesam- 
ten deutschen Volkes im Deutschen Bundestag her- 
beigeführt. 

Selbst wenn Artikel 42 des Einigungsvertrages verfas- 
sungswidrige Teile enthielte, könnte der Einspruch 
keinen Erfolg haben. Der Deutsche Bundestag hat es 
nämlich in ständiger Übung abgelehnt, in Wahlprü- 
fungsverfahren die Verfassungswidrigkeit von anzu- 
wendenden Wahlrechtsvorschriften festzustellen. Der 
Deutsche Bundestag hat es vielmehr dem Bundesver- 
fassungsgericht überlassen, die notwendigen Folge- 
rungen für den Bestand von Wahlrechtsvorschriften zu 
ziehen, sofern überhaupt Verstöße gegen Grundsätze 
und Normen der Verfassung festzustellen wären. 

Der Einspruch war daher gemäß § 6 Abs. 1 a Nr. 3 WPG 
als offensichtlich unbegründet zurückzuweisen. 


Rechtsmittelbelehrung 

Gegen diesen Beschluß kann gemäß § 48 des Geset- 
zes über das Bundesverfassungsgericht (in der Fas- 
sung der Bekanntmachung vom 12. Dezember 1985) 
unter den dort genannten Voraussetzungen Be- 
schwerde beim Bundesverfassungsgericht erhoben 
werden. Sie muß binnen eines Monats seit der 
Beschlußfassung des Deutschen Bundestages am 
beim Bundesverfassungsgericht einge- 
gangen sein. 

§ 48 BVerfGE lautet: 

„Die Beschwerde gegen den Beschluß des Bundesta- 
ges über die Gültigkeit einer Wahl oder den Verlust 
der Mitgliedschaft im Bundestag kann der Abgeord- 
nete, dessen Mitgliedschaft umstritten ist, ein Wahl- 
berechtigter, dessen Einspruch vom Bundestag ver- 
worfen worden ist, wenn ihm mindestens 100 Wahl- 
berechtigte beitreten, eine Fraktion oder eine Minder- 
heit des Bundestages, die wenigstens ein Zehntel der 
gesetzlichen Mitgliederzahl umfaßt, binnen eines Mo- 
nats seit der Beschlußfassung des Bundestages beim 
Bundesverfassungsgericht erheben. " 
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